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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Entwurf eines Vorschlags für eine Richtlinie des Rates zur Änderung 

der Richtlinien 72/159/EWG, 72/160/EWG, 72/1 61 /EWG, 73/1 31 /EWG und 75/268/EWG 

über die Reform der Landwirtschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, und insbesondere 
auf seinen Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die in Rechnungseinheiten ausgedrückten Beträge 
in den drei Richtlinien 72/159/EWG, 72/160/EWG und 
72/1 61 /EWG des Rates vom 17. April 1972 über die 
Modernisierung der landwirtschaftlichen Betriebe 1 ), 
zur Förderung der Einstellung der landwirtschaft- 
lichen Erwerbstätigkeit und der Verwendung der 
landwirtschaftlich genutzten Fläche für Zwecke der 
Strukturverbesserung 2 ) und über die sozio-ökono- 
mische Information und die berufliche Qualifikation 
der in der Landwirtschaft tätigen Personen 3 ) haben 
infolge der inflationistischen Entwicklung einen er- 
heblichen Kaufkraftverlust erlitten. Um die finan- 
zielle Förderung im gleichen Ausmaß wie ursprüng- 
lich vorgesehen wiederherzustellen, ist deshalb eine 
Erhöhung der Beträge entsprechend der seit 1972 
feststellbaren Inflationsrate erforderlich. 

Die in Rechnungseinheiten ausgedrückten Beträge 
in der Richtlinie 73/131/EWG des Rates vom 15. Mal 
1973 zu der Ausrichtungsprämie nach Artikel 10 der 
Richtlinie vom 17. April 1972 über die Modernisie- 
rung der landwirtschaftlichen Betriebe 4 ) haben infol- 
ge der inflationistischen Entwicklung einen erheb- 
lichen Kaufkraftverlust erlitten. Um die finanzielle 
Förderung im gleichen Ausmaß wie ursprünglich 
vorgesehen wiederherzustellen, ist deshalb eine Er- 
höhung der Beträge entsprechend der seit 1973 fest- 
stellbaren Inflationsrate erforderlich. 


Die in Rechnungseinheiten ausgedrückten Beträge 
in der Richtlinie 75/268/EWG des Rates vom 28. April 
1975 über die Landwirtschaft in Berggebieten und in 
bestimmten benachteiligten Gebieten 5 ) haben infol- 
ge der inflationistischen Entwicklung einen erheb- 
lichen Kaufkraftverlust erlitten. Um die finanzielle 
Förderung im gleichen Ausmaß wie ursprünglich 
vorgesehen wiederherzustellen, ist deshalb eine Er- 
höhung der Beträge entsprechend der seit 1974 fest- 
stellbaren Inflationsrate erforderlich — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die in den drei Richtlinien des Rates vom 17. April 

1972 in Rechnungseinheiten ausgedrückten Beträge 
werden um 33V:i v. H. gegenüber dem ursprünglich 
im Jahre 1972 festgelegten Betrag erhöht. 

Artikel 2 

Die in der Richtlinie des Rates vom 15. Mai 1973 in 
Rechnungseinheiten ausgedrückten Beträge werden 
um 25 v. H. gegenüber dem ursprünglich im Jahre 

1973 festgelegten Betrag erhöht. 


*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 96 
vom 23. April 1972, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 96 
vom 23. April 1972, S. 9 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 96 
vom 23. April 1972, S. 15 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 153 
vom 9. Juni 1973, S. 24 

r> ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 128 
vom 19. Mai 1975, S. 1 
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Artikel 3 

Die in der Richtlinie des Rates vom 28. April 1975 
in Rechnungseinheiten ausgedrückten Beträge Wer- 
dern um 15 v. H. gegenüber dem ursprünglich im 
Jahre 1975 festgelegten Betrag erhöht. 


Artikel 4 

Die in den vorstehenden Artikeln festgelegte Erhö- 
hung der Beträge findet am 1. Januar 1977 Anwen- 
dung. Die Mitgliedstaaten setzen zu diesem Datum 
die hierfür erforderlichen Maßnahmen in Kraft. 


Artikel 5 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 1. Juni 1976 - 14 - 680 70 - E - Ag 30176: 

Dieser Entwurf ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 13. Mai 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsentwurf ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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FINANZBOGEN 


Datum 4. Mai 1976 


1. Haushaltsposten: 8100, 8101, 8102 und 8103 


2. Bezeichnung des Vorhabens: Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinien 
des Rates vom 17. April 1972 über die Modernisierung der landwirtschaftlichen Betriebe (72/159 EWG), 
zur Förderung der Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit und der Verwendung der land- 
wirtschaftlich genutzten Fläche für Zwecke der Strukturverbesserung (72/160/EWG), über die sozio- 
ökonomische Information und die berufliche Qualifikation der in der Landwirtschaft tätigen Personen 
(72/161/EWG) der Richtlinie des Rates vom 15. Mai 1973 


3. Juristische Grundlage: Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 729 70 des Rates vom 21. April 1970 über 
die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik. 


4. Ziele des Vorhabens: Erhöhung der in den genannten Richtlinien festgelegten Beträge zum Ausgleich 
des Wertverlustes dieser Beträge seit Erlaß der Richtlinien und zur Wiederherstellung des monetären 
Anreizes, den diese Richtlinien beinhalten. 


5.0. Ausgaben 

zu Lasten des Gemeinschafts- 
haushalts 

zu Lasten nationaler 
Verwaltungen 

zu Lasten anderer nationaler 
Sektoren 


Wirtschaftsjahr 


Laufendes 

Haushaltsjahr (1976) 


Kommendes 
Haushaltsjahr (1977) 


5.1 Vorausschau Jahr 1978 
13 Mio RE 


Jahr 1979 
15 Mio RE 


Jahr 1980 Jahr 1981 Jahr 1982 

16 Mio RE 17 Mio RE 17 Mio RE 


5.2 Berechnungsmethode 

Die Berechnungsmethode ist außerordentlich kompliziert und wird weiter unten erläutert. 


6.1 Finanzierung im laufenden Haushalt ist möglich durch im betreffenden Kapitel vorhandene Mittel 

6.2 Finanzierung ist möglich durch Übertragung von Kapitel zu Kapitel im laufenden Haushalt 

6.3 Notwendigkeit eines Nachtragshaushalts 

Nein 


6.4 Erforderliche Mittel sind in die zukünftigen Haushalte einzusetzen 

Siehe Anlage 


*) Zu der Ausrichtungsprämie nach Artikel 10 der Richtlinie vom 17. April 1972 über die Modernisierung 
der landwirtschaftlichen Betriebe (73/131/EWG) und die Richtlinie des Rates vom 28. April 1975 über 
die Landwirtschaft in Berggebieten und bestimmten benachteiligten Gebieten (75/268/EWG). 
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Anmerkungen 


1. Die von den Mitgliedstaaten aufgestellte Kosten- 
vorausschau für die Durchführung der Richtlinien 
lag der Kommission am 3. Mai 1976 vor; sie 
wurde 

~ 1976 von Belgien, Luxemburg, Irland, dem 
Vereinigten Königreich und Dänemark 

— 1975 von Frankreich und Deutschland einge- 
reicht. 


Von den Niederlanden und von Italien gingen 
weder 1975 noch 1976 Vorausschätzungen im 
Zusammenhang mit den Richtlinien ein. 

Für Italien entsprechen die Zahlenangaben den 
in Italien gesetzlich zulässigen Höchstausgaben; 
in einigen Fällen ist diese Zahl zur Berücksich- 
tigung nichterstattungsfähiger Ausgaben geän- 
dert worden. 


Neueste Schätzung der Ausgaben im Rahmen der vier Agrarreformrichtlinien sieht folgendermaßen aus: 

Mio RE 

1976 1977 1978 


- Richtlinie 72/159/EWG 


Belgien 

Luxemburg 

Irland 

Vereinigtes Königreich 
Dänemark 

Frankreich (Schätzung vom 24. Juni 1975) 
Deutschland (Schätzung vom 4. Juni 1975) 

Italien (unter Zugrundelegung der italienischen 
Rechtsvorschriften) 

Niederlande 

Insgesamt 

EAGFL-Erstattung 

(Haushaltsjahr) 


1,8 

3,2 

4,6 

0,5 

0,8 

1,2 

11,4 

16,77 

20,28 

10 

16,4 

21 

10,6 

16,7 

21,1 

30,4 

59 

59 *) 

6,7 

12,7 

12,7 *) 

27,2 

46,2 

61,4 

2 

3,5 

5 

100,6 

175,27 

206,3 

(1977) 

(1978) 

(1979) 

25,15 

43,82 

51,6 


*) Da für 1978 keine Angaben vorliegen, Betrag wie 1977 
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- Richtlinie 72/! 60/EWG Mio RE 



1976 

1977 

1978 

Belgien 

0,04 

0,08 

0,14 

Luxemburg 

0,02 

0,08 

0,16 

Irland 


0,006 Q ) 

0,04 a ) 

Vereinigtes Königreich 

0,008 

0,014 

0,02 

Dänemark 

i 

— 

— 

Frankreich 

6,5 

11 

11 b ) 

Deutschland 

0,96 

1,5 

1,5 b ) 

Italien 

z. E. 

3 a ) , c ) 

7 Q )r C ) 

Niederlande 

0,05 

0,1 

0,1 

Insgesamt 

7,6 

15,78 

19,96 

EAGFL-Erstattung 

(Haushaltsjahr) 

1,9 (1977) 

5,1 (1978) 

7,8 (1979) 


a ) Erstattung zu 65 v H. für Ausgaben gemäß Artikel 2 Abs. 1 Buchstabe a und c 
a ) Da für 1978 keine Angaben vorliegen, Betrag wie 1977 

r ) Es wurde von der Annahme ausgegangen, daß 50 v. H. der in Italien gesetzlich erlaubten Ausgaben für die Er- 
stattung durch den EAGFL in Frage kommen. 


— Richtlinie 72/ 161/EWG 



Mio RE 


1976 

1977 

1978 

Belgien 

0,58 

0,312 

i 

0,334 

Luxemburg 

0,02 

0,02 

0,02 

Irland 

0,04 

0,144 

0,21 

Vereinigtes Königreich 

2,2 

2,4 

2,5 

Dänemark 

0,5 

0,5 

0,5 

Frankreich i 

15,4 

21,8 

21,8 a ) 

Deutschland 

1,2 

0,5 

, 0,5 a ) 

Italien 

z. E. 

8 

20,8 

Niederlande 

0,6 

0,3 

0,3 

Insgesamt 

20,54 

34 

47 

EAGFL-Erstattung 

5,1 (1977) 

8,5 1978) 

11,75 (1979) 


(Haushaltsjahr) 

b ) Da für 1978 keine Angaben vorliegen, Betrag wie 1977 
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— Richtlinie 72/268/EWG 

1976 

1977 

Mio RE 

1978 

Belgien 

8,3 

8,42 

8,46 

Luxemburg ! 

2,28 

2 

2 

Irland 

16,8 a ) 

55,2 a ) 

43,2 a ) 

Vereinigtes Königreich 

120 

120,6 

120,6 

Dänemark 

-- 

— 

— 

Frankreich 

77 

77,1 

77,1 b ) 

Deutschland 

30,4 

30,4 

30,4 b ) 

Italien 

96 a ) 

128 a ) 

140 a ) 

Niederlande 

: z. E. 

z.E. 

z. E. 

Insgesamt 

350,8 

421,7 

421,8 

EAGFL-Erstattung 

99 (1977) 

123,7 (1978) 

123,7 (1979) 


(Plaushaltsjahr) 


a) Erstattung in Höhe von 35 v. H. für Ausgaben durch Italien und Irland 
a ) Da für 1978 keine Angaben vorliegen, Betrag wie 1977 


In Ermangelung neuerer Daten werden die EAGFL- 
Ausgaben in Durchführung der vier Richtlinien in 
der folgenden Aufstellung zusammengefaßt. Bei den 
Zahlenangaben für die Zeit nach 1980 handelt es sich 
übrigens um eine Extrapolation früherer Jahre; bei 
dieser Methode auftretende Fehler sind daher nicht 
auszuschließen. 


EAGFL, Abteilung Ausrichtung: 

Schätzung der Kosten aufgrund der diesem Vorschlag vorangehenden vier Richtlinien über die Agrarreform 
(unter Zugrundelegung der neuen Schätzungsmethode) 



1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

Richtlinie 72/159/EWG 

23 

42,5 

50,7 

58,9 

67,1 

75,3 

Richtlinie 72/160/EWG 

1,9 

5,1 

7,8 

10 

11,7 

12,9 

Richtlinie 72/161/EWG 

5,1 

8,5 

11,8 

10 

10 

10 

Richtlinie 75/258/EWG 

99 

123,7 

123,7 

123,7 

123,7 

123,7 

Jährliche Kosten 

Insgesamt 

129 

179,8 

194 

202,6 

212,5 

221,9 

Verringerung im 

Vergleich zu 
früheren Schätzungen 

27,4 

41,2 

43,4 

40,8 

40,9 
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2. Die finanziellen Auswirkungen dieses Vorschlags 
sind unterschiedlich und werden Artikel für Arti- 
kel für die gesamte Gemeinschaft untersucht. 
Dabei sollen Unterschiede bei der möglichen An- 
wendung in den Mitgliedstaaten Berücksichtigung 
finden. 

a) Richtlinie 72/ 159/EWG 

- Aufwendungen nach Artikel 8 und 9. Der 
Vorschlag soll sich weder auf die Höhe 
der Investitionen noch auf die Zahl der 
Entwicklungspläne unmittelbar auswirken, 
möglicherweise mit Ausnahme der Schwei- 
nehaltung; die Höchstgrenze der erstat- 
tungsfähigen Aufwendungen wird jedoch 
angehoben. Das ist äußerst schwierig zu 
beurteilen, und es ist willkürlich angenom- 
men worden, daß 24 v. H. der Aufwendun- 
gen eines Mitgliedstaates sich um ein Drit- 
tel erhöhen werden. 

— Aufwendungen nach Artikel 10: Die in der 
Richtlinie 73 131/EWG vom 15. Mai 1973 
festgesetzten Beträge sollen um 25 v. H. 
angehoben werden; daher sollten alle 
Schätzungen für Aufwendungen im Rah- 


men dieses Artikels um 2o v. H. erhöht 
werden. 

Aufwendungen nach Artikel 11: Da der 
Beihilfenbetrag mit dem Vorschlag um 
33U .-i v. H. angehoben wird, sind die Auf- 
wendungen der Mitgliedstaaten im Rah- 
men dieses Titels um ein Drittel zu erhö- 
hen. Die höheren Prämien sollen sich auch 
dahin gehend aus wirken, den Anreiz dieser 
Prämie zu steigern, da davon ausgegangen 
wurde, daß nicht eine Steigerung der Nach- 
frage angestrebt wird, sondern diese viel- 
mehr auf dem derzeitigen Niveau gehal- 
ten werden soll. 

Aufwendungen nach Artikel 12: Da mit 
dem Vorschlag lediglich die Blochst- und 
Mindestgrenzen, innerhalb deren sich der 
Beihilfebetrag bewegen muß, um ein Drit- 
tel erhöht werden und nicht die Beihilfe 
selbst, wird sich dieser Vorschlag vermut- 
lich nicht unmittelbar auf die Ausgaben im 
Rahmen dieses Artikels auswirken. 
Aufwendung nach Artikel 13 (Artikel 19 
Abs. 3): ln Ländern, in denen Flurbereini- 
gung durchgeführt ward, sind die Ausga- 
ben um ein Drittel zu erhöhen. 


Artikel der 

Richtlinie 72/159 

ursprüngliche Schätzungen 

197G 1977 1978 

berichtigte Schätzungen 

1976 1977 1978 

8 und 9 

71,93 

127,13 

147,65 

71,93 

137,3 

159,46 

10 

8,66 

15,56 

19,35 

8,66 

20,75 

25,8 

11 

12,97 

22,87 

29,48 

12,97 

30,49 

39,3 

12 

4,79 

6,56 

6,75 

4,79 

6,56 

6,75 

13 

3,35 

2,98 

2,98 

3,35 

3,97 

3,97 

Insgesamt 

101,7 

175,1 

206,21 

101,7 

199,07 

235,28 

Rückerstattung 

EAGFL 

(Haushaltsjahr) 

25,4 

(1977) 

43,8 

(1978) 

51,6 

(1979) 

25,4 

(1977) 

49,8 

(1978) 

58,8 

(1979) 

Erhöhung aufgrund 
der Vorschläge 





6 

7,2 


b) Richtlinie 72/160/EWG 

Mit dem Vorschlag werden die erstattungsfä- 
higen Ausgaben nach Artikel 2 der Richtlinie 
um ein Drittel erhöht. Da alle Mitgliedstaa- 
ten mit Ausnahme des Vereinigten König- 
reichs und Italien bereits Beträge verwenden, 
die über die bisherigen Grenzen hinausgehen, 
werden sich die Vorschläge dahin auswirken, 
daß die erstattungsfähigen Ausgaben in den 
übrigen sieben Mitgliedstaaten sich um ein 
Drittel erhöhen. 
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1976 

1977 

1978 

1979 


ursprüngliche berichtigte 

Schätzungen Schätzungen 


Rückerstattung 
durch den EAGFL 


7,6 


7,6 


15,78 


20,03 


1,9 


19,96 


24,27 


6.5 

9.5 


Richtlinie 72/161/EWG 


Erfahrungsgemäß können die in Artikel 12 
Abs. 2 der Richtlinien genannten Pauschbe- 
träge für die Ausbildung sozio-ökonomischer 
Berater in einem Jahr erreicht werden, die 
anderen in Artikel 2 Buchstabe b und Arti- 
kel 6 Abs. 3 genannten Pauschbeträge hinge- 
gen sind kumulativ und werden gewöhnlich 
erst nach zwei bis drei Jahren erreicht; daher 
ist damit zu rechnen, daß die erhöhten Pausch- 
beträge erst in drei, vier oder mehr Jahren 


erreicht werden können. Die Hauptwirkung 
der Vorschläge wird infolgedessen nicht un- 
mittelbar, sondern erst später zu spüren sein. 
Daher wird vorgeschlagen, die Schätzungen 
wie folgt zu berichtigen: 

1977 keine Änderung 

1978 Erhöhung um 1 1 v. H. 

1979 Erhöhung um 22 v. H. 

1980 Erhöhung um 33 v. H. 



ursprüngliche 

Schätzungen 

berichtigte 

Schätzungen 

Rückerstattung 
durch den EAGFL 

1976 

20,54 

20,54 

— 

1977 

34 

34 

5,1 

1978 

47 

52,2 

8,5 

1979 

40 

48,8 

13 

1980 

40 

53,3 

12,2 

1981 

40 

53,3 

13,3 


d) Richtlinie 75/268/EWG 


Mit dem Vorschlag werden die Höchst- und 
Mindestgrenzen, innerhalb deren der Mit- 
gliedstaat die Ausgleichszahlung festsetzen 
muß, um 15 v. H. erhöht. Die Mitgliedstaaten, 
deren Ausgleichszahlungen noch innerhalb 
der erhöhten Grenzen liegen, brauchen daher 
keine Änderung vorzunehmen-, dies gilt für 
die Mehrzahl der Mitgliedstaaten. Die von 
Irland festgesetzten Ausgleichszahlungen 
werden jedoch unter der neuen Mindestgren- 
ze liegen und müssen daher angehoben wer- 
den; für diese Berechnung wurde von der An- 
nahme ausgegangen, daß Irland die Aus- 


gleichszahlung um 15 v. H. erhöht. Im Fall des 
Vereinigten Königreichs soll die Beschrän- 
kung für die Futteranbaugebiete gelockert 
werden; dieser Berechnung wird die Annah- 
me zugrunde gelegt, daß diese Beschränkung 
sich in einem Drittel der Fälle auswirkt. Da- 
mit werden sich die Schätzungen des Ver- 
einigten Königreichs aufgrund des Vorschlags 
um 5 v. H. (V 3 von 15 v. H.) erhöhen. 

Die nachstehende Tabelle gibt einen Über- 
blick über die Auswirkungen dieser Annah- 
men auf die Ausgabenvoranschläge. 
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1977 



1978 

Richtlinie 75/268/EWG 

1976 

Alt 

Neu 

Alt 

Neu 

Belgien 

1 

8,3 

! j 

8,42 ! 

8,42 

8,46 

! 

1 8,46 

Luxemburg 

2,28 

2 

2 

2 

i 2 

Irland 

16,8 

55,2 

63,5 

i 43,2 

49,7 

Vereinigtes Königreich 

120 

120,6 

126,6 

120,6 

126,6 

Dänemark 

— 

— 

— 



— 

Frankreich 

77 

77,1 

77,1 

77,1 

77,1 

Deutschland 

30,4 

30,4 

30,4 

30,4 

30,4 

Italien 

96 

128 

128 

140 

140 

Niederlande 

z.E. 

z. E. 

z.E. 

z.E. 

z. E. 

Insgesamt 

350,8 

; 421,7 

436 

421,8 

434,3 

Rückerstattung EAGFL 

99 

123,7 : 

128,2 

123,7 

127,5 

(Haushaltsjahr) 

(1977) 

(1978) 

(1978) 

(1979) 

(1979) 


3. Geschätzte Kosten für den EAGFL aufgrund der vier Richtlinien unter Berücksichtigung der Än- 
derungen dieses Vorschlags 



1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

Richtlinie 72/159 

23 

49,8 

58,8 

67,1 

75,3 

83,5 

Richtlinie 72/160 

1,9 

6,5 

9,5 

11,7 

13,4 

14,6 

Richtlinie 72/161 

5,1 

8,5 

13,1 

12,2 

13,3 

13,3 

Richtlinie 75 /r 268 

99 

128,2 

127,5 

127,5 

127,5 

127,5 

Jährliche Kosten insgesamt 

129 

193 

208,9 

218,5 

223,5 

238,9 

Erhöhung 

— 

13 

15 

16 

17 

17 


Somit ergeben sich aus diesem Vorschlag für die 

Erstattung als Abschlag im Oktober und der rest- 

ersten fünf Jahre seiner Anwendung Nettokosten 

lichen 25 v. H. Ende März des folgenden Jahres 

in Höhe von 78 Mio RE. 



vorsehen, 

müssen die zu 

bindenden und die zu 




zahlenden 

Mittel diese 

verwaltungstechnische 

Indessen, da die Durchführungsvorschriften 

zu 

Tatsache 1 

widerspiegeln. 

Deshalb 

sind die ge- 

den vier Richtlinien die Zahlung von 75 v. H. der 

schätzten Kosten der vier Richtlinien folgende: 

Geschätzte Kosten für den EAGFL: 

Zu bindende und zu 

l zahlende Mittel Mio RE 


' T 

EAGFL Haushaltsjahr 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

Richtlinie 72/159 

17,3 

43 

56,5 

65 

73,3 

81,4 

Richtlinie 72/160 

1,4 

5,4 

8,7 

1 11,2 

13 

14,3 

Richtlinie 72/161 

3,8 

7,7 

11,9 

12,5 

13 

13,3 

Richtlinie 75/268 

74,3 

120,9 

127,6 

127,5 

127,5 

127,5 

Insgesamt 

96,8 

177 

204,8 

216,2 

226,8 

236,5 
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4. Auswirkung des Vorschlags auf den Haushalt des EAGFL, Abteilung Ausrichtung (zu bindende Mittel) 



Haushalt 

Haushalt 

Haushalt 

Haushalt 

Haushalt 


1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

Kapitel 80 

84,4 

— 

— 

— 

— 

Kapitel 81, vier Richtlinien 

96,8 

177 

204,8 

216,2 

226,8 

Kapitel 81, Rest 

4 

24,6 

31,5 

32,7 

33,9 

Kapitel 81, Insgesamt 

100,8 

201,6 

236,3 

248,9 

260,7 

Kapitel 82 

83 

94 

105,5 

117 

129 

Kapitel 83 

41,8 

133,1 

74,9 

69 

54 

Kapitel 89 

15 

20 

25 

30 

35 

Titel 8 Insgesamt 

325 

448,7 

441,7 

464,9 

478,7 

Verfügbare Mittel 

325 

325 

325 

325 

325 

Reserven 

526 

402,3 

285,6 

145,7 

-8 


Eine vollständige und überarbeitete Ausgabe der Vorausschätzungen 1976/1981 für den EAGFL, 
Abteilung Ausrichtung, liegt dieser Unterlage bei. 
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Annex 


Previsions 1977/1981 
pour le F.E.O.G.A. - Section Orientation 

(Titre 8 du budget general) 


Credits d'engagements 
en MUC 


Chapi- 

tre 

Arti- 

cle 

■ Poste 

Institule des mesures 

Budget 

1977 

Budget 

1978 

Budget 
: 1979 

Budget 

1980 

Budget 

1981 

80 

800 


Projets d’amelioration des structures 
agricoles vises ä l'article 13 du 

Reglement 17/64/CEE 

84,4 








Total du chapitre 80 

84,4 

— 

— 

— 

— 

81 

810 

8100 

Actions communes dans le domaine de la 
reforme des structures agricoles (suite ä 
la resolution du Conseil du 25 mai 1971) 
Modernisation des exploitations 
agricoles 

17,3 

43 

56,6 

65 

73,3 



8101 

Cessation dactivite agricole et affec- 
tation des terres pour lamelioration des 









structures 

1,4 

5,4 

8,7 

11,2 

13 



8102 

Information socie-economique et 
qualifications professionnelles 

3,8 

7,7 

11,9 

12,5 

13 



8103 

Agriculture des montagnes et de 
certaines autres zones defavorisees 

74,3 

120,9 

127,6 

127,5 

127,5 



8104 

Action forestiere pour l'amelioration 
des structures agricoles 

p. m. 

15,6 

16,5 

17,7 

18,9 



8105 

Aide speciale aux jeunes exploitants 

4 

9 

15 

15 

15 




Total de l’article 810 

100,8 

201,6 

236,3 

248,9 

260,7 




Total du chapitre 81 

100,8 

201,6 

| 236,3 

248,9 

260,7 

82 

820 


Actions communes dans le domaine de la 
commercialisation et de la transforma- 









tion des produits agricoles (suite a la 
resolution du Conseil du 25 mai 1971) 



! 





8200 

Groupements de producteurs et leurs 









unions 

1 

12 

24 

37 

49 



8201 

Groupements de producteurs de houblon 

0,5 

0,5 

— 

— 

— 



8203 

Commercialisation et transformation des 
produits agricoles 

80 

80 

80 

80 

80 



8204 

Aide aux associations d apiculteurs 

1,5 

1,5 

i 

1,5 

; — 

— 




Total de l'article 820 

83 

94 

105,5 

117 

129 




Total du chapitre 82 

83 

94 

105,5 

117 

129 

83 



Actions communes dans des secteurs 


! 




830 


particuliers 

Secteur de la peche 









8300 

Reconversion dans le secteur de la 
peche morutiere 








8301 

Reconversion dans le secteur de la peche 
de haute mer 





p. m. 

p. m. 

p. m. 



8302 

Reconversion dans le secteur de la peche 
cötiere artisanale 

15 

18 

24 

30 

30 




Total de l'article 830 

15 

18 

24 

30 

30 
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en MUC 


Chapi- 

Arti- 

Poste 

Institule des mesures 

Budget 

Budget 

Budget 

Budget 

Budget 

tre 

cle 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 


831 


Secteur de la viande bovine 








8310 

Primes d'encouragement du developpe- 
ment de la production de viande bovine 

11 

1,5 

_ 

_ 




8311 

Primes de reconstitution du cheptel 

— 

— 

— 

— 

— 




Total de l'article 831 

11 

1,5 

— 

— 

— 


832 

8320 

Secteur fruits et legumes 

Enquetes statistiques conccrnant les 
arbes fruitiers 








8321 

Assainissement production horticole 

3,5 

4,4 

0,9 

— 

— 




sous serre 








8322 

Assainissement production fruitiere 

4,3 

4,2 

— 

— 

— 




Total de l'article 832 

7,8 

8,6 

0,9 

— 

— 


834 

8340 

Secteur structure des exploitations 

Enquete statistiques concerant la 
structure des exploitations 









Total de l'article 834 

— 

— 

— 

— 

— 


835 

8350 

Secteur du vin 

Prime a la reconversion 

8 

31 

24 

13 





Total de l'article 835 

8 

31 

24 

13 

— 


836 

8360 

Secteur du lait 

Prime ä la non-commercialisation du lait 

p. m. 

74 

26 

26 

24 




Total de l'article 836 

p. m. 

74 

26 

26 

24 




Total du chapitre 83 

41,8 

133,1 

74,9 

69 

54 

87 

870 


Credits destines ä couvrir les depenses 
relatives aux actions communes et aux 
mesures particulieres 









Total du chapitre 87 

— 

— 

— 

— 

— 

88 

880 


Credits reserves au cours des exercices 
precedents pour le financement des 
depenses des chapitres 81 ä 83 









(Total = 526 MUC) 

— 


— 

— 

— 




Total du chapitre 88 

— 

— 

— 

— 

— 

89 

890 


Mesures particulieres 

Groupements de producleurs fruits et 
legumes 







891 


Primes d'abattage des vaches et de non- 
commercialisation du lait 

— 

— 





— 


892 


Primes d'arrachage des arbes fruitiers 


— 

— 

— 

— 


893 


Amelioration du secteur des agrumes 

15 

20 

25 

30 

35 


894 


Groupements de producteurs peche 

— 

— 

— 

— 

— 




Total du chapitre 89 

15 

20 

25 

30 

35 




Total du Titre 8 

; 325 

448,7 

441,7 

464,9 

478,7 




Moyens disponibles 

! 325 

325 

325 

325 

325 



1 

1 

Reserve 

526 

402,3 

285,6 

145,7 

-8 
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Begründung 


1. Der starke Preisauftrieb in den Ländern der 
Gemeinschaft hat zu einer hierdurch bedingten Preis- 
steigerung des Bruttoinlandprodukts der Gemein- 
schaft in dem Zeitraum 1972/1973 bis 1975/1976 von 
fast 50 v. H. geführt, wobei erhebliche Unterschiede 
zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten bestehen. 

2. Die in dem gleichen Zeitraum erfolgten Ände- 
rungen der Umrechnungskurse der Rechnungsein- 
heit auf nationale Währungen hat die Unterschiede 
im Preisauftrieb zwischen den einzelnen Mitglied- 
staaten weitgehend ausgeglichen, so daß der auf- 
grund der geänderten Umrechnungskurse berichtigte 
Anstieg des allgemeinen Preisniveaus, auf der 
Grundlage des Bruttoinlandprodukts berechnet, für 
den angegebenen Zeitraum zwischen 28 v. H. und 
53 v. H. in den einzelnen Mitgliedstaaten differiert. 

um die Auswirkungen dieser Entwicklung auf die 
Anwendung der vom Rat am 17. April 1972 erlasse- 
nen Richtlinien zur Reform der Landwirtschaft im 
wesentlichen abzufangen, müßten die in Rechnungs- 
einlieiten ausgedrückten Beträge um mindestens 
33 1 a v. H. erhöht werden. 

3. Für die vom Rat ain 15. Mai 1973 erlassene Richt- 
linie zu der Ausrichtungsprämie nach Artikel 10 der 
Richtlinie vom 17. April 1972 über die Modernisie- 
rung der landwirtschaftlichen Betriebe müßten die 
in Rechnungseinheiten ausgedrückten Beträge uin 
mindestens 25 v. H. erhöht werden, um die Auswir- 
kungen dieses Kaufkraftverlustes im wesentlichen 
aufzufangen. 

4. Die Richtlinie über die Landwirtschaft in Berg- 
gebieten und in bestimmten benachteiligten Gebie- 
ten wurde vom Rat am 28. April 1975 erlassen, je- 
doch wurde der bestimmende Teil dieser Richtlinie 
bereits im Januar 1974 festgelegt, die offizielle Ver- 
abschiedung der Richtlinie dann aber erst im April 
1975 gemeinsam mit dem Gemeinschaftsverzeichnis 


der unter diese Richtlinie fallenden Gebiete vorge- 
nonimen. Da die in dieser Richtlinie festgelegten Be- 
träge um die Jahreswende 1973/1974 festgelegt 
wurden, mußte der Aufhebung der Beträge die 
Kaufkraftentwicklung der letzten zwei Jahre zu- 
grundegelegt werden. 

5. Der aufgrund der geänderten Umrechnungskurse 
berichtigte Preisanstieg des allgemeinen Preisni- 
veaus, auf der Grundlage des Bruttoinlandsprodukts 
berechnet, variiert in den einzelnen Mitgliedstaaten, 
die von dieser Richtlinie Gebrauch machen, zwischen 
11 und 23 v. H. Um die Auswirkungen dieser Ent- 
wicklung auf die Bergrichtlinie im wesentlichen auf- 
zufangen, müßten die in Rechnungseinheiten ausge- 
drückten Beträge um mindestens 15 v. H. erhöht 
werden. 

6. In Auswirkung der Verordnungen des Rates 
Nr. 475 75/EWG und Nr. 557/76/EWG wurden die in 
den Richtlinien 72/159/EWG, 73/131/EWG und 75/ 
268 EWG aufgeführten Beträge teilweise geringfügig 
erhöht. Die Erhöhungen bezogen sich jedoch nur 
auf die Beträge, die die Höhe der Beihilfe für den 
Begünstigten bestimmen, nicht dagegen auf die 
B Artige, die sich auf Mindest- oder Höchstwerte der 
zu fördernden Aufwendungen oder auf die Höchst- 
beträge für die Erstattung seitens des EAGFL bezie- 
hen. 

Um jeglicne Verschiebung in den Relationen dieser 
Beträge zu vermeiden, erscheint es deshalb ange- 
zeigt, einen gleichmäßigen Erhöhungssatz für die bei 
dem Erlaß der Ratsrichtungen gültigen Beträge vor- 
zusehen. 

7. Für die Anpassung der Beträge in den nationa- 
len Ausführungsvorschriften ist den Mitgliedstaaten 
ein angemessener Zeitraum zu belassen. Die Erhö- 
hung der Beträge sollte aus verwaltungsmäßigen 
Gründen mit Beginn des Jahres in den Mitgliedstaa- 
ten wirksam werden. 
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